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Auf dem Weg zu einer 
fairen und inklusiven 
digitalen Zukunft

Alle Menschen in einer System- 
und Dienstleistungsgestaltung 
miteinzubeziehen ist der 
Schlüssel für die Erschaffung 
eines digitalen Deutschlands, 
das allen gerecht wird. 

Das Engagement Deutschlands für den 
digitalen Wandel und seine ehrgeizige 
Modernisierungsagenda sind darauf bedacht, 
Deutschland in eine Führungsposition zu 
setzen. Durch die Bemühungen der deutschen 
Bundesregierung, eine deutsche nationale 
Wallet im Rahmen der Umsetzung europäischer 
Rechtsvorschriften zu entwickeln, hat sich 
Deutschland als Innovator in diesem Bereich 
etabliert. Die transparente und offene Art und 
Weise, auf der dieser Entwicklungsprozess 
bisher geschah, ist bemerkenswert. Doch für 
die Erfüllung dieser Ziele und Bemühungen ist 
unerlässlich, dass die Gestaltung und Umsetzung 
der Projekte und Initiativen rund um den digitalen 
Wandel auf die Bedürfnisse ihrer potenziellen 
Nutzenden basiert. Dies kann in die Tat umgesetzt 
werden, indem man auf die Bedürfnisse der 
Gruppen achtet, die oft von der Strategie- und 
Dienstleistungsgestaltung ausgeschlossen werden. 
Dazu gehören Gruppen wie ältere Menschen, 
Menschen mit Behinderung und Migrant*innen 
jeglicher Art. Alle Perspektiven in die Maßnahmen 

zur Gestaltung und Entwicklung des digitalen 
Wandels miteinzubeziehen ist nicht nur an sich 
ein Ziel, sondern ist sogar unentbehrlich, um einen 
inklusiven Wandel zu gewährleisten und sodass 
teure zukünftige Stolpersteine antizipiert und 
verringert werden können. 

Sichere und benutzerfreundliche digitale Ausweise 
könnten eine transformative Grundlage für die 
Modernisierungsagenda Deutschlands sein und 
durch die Erleichterung der Arbeitsmigration 
und die Senkung der Staatsausgaben bei 
derzeit papierlastigen und schwerfälligen 
Verwaltungsverfahren das Wirtschaftswachstum 
fördern. Diese Wallet-Technologie verspricht eine 
Vereinfachung der Verfahren, Stressverringerung 
und besseren Zugang, doch sie muss auch 
systemische Ungleichheiten angehen und 
vermeiden, bestehende Ungleichheiten zu 
verstärken und die Ausgrenzung bereits 
marginalisierter Gruppen weiter voranzutreiben. 
Politische Entscheidungsträger*innen haben 
ein inklusives Design zu priorisieren, die 
Zugänglichkeit für alle potenziellen Nutzenden 
zu gewährleisten, darunter auch Migrant*innen, 
und Schutzmaßnahmen gegen Missbrauch und 
Übergriffe zu integrieren, um Vertrauen und 
Akzeptanz zu gewährleisten. Wichtig ist, dass 
digitale Systeme physische Unterlagen ergänzen, 
anstatt sie zu ersetzen, um unterschiedliche 
Niveaus digitaler Zugänglichkeit und Kompetenz 
zu berücksichtigen. 
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Hintergrund

Ausweisdokumente begleiten Menschen im 
Laufe ihres Alltags. Von Geburtsurkunden und 
Personalausweisen bis hin zu Reisepässen, 
Führerscheinen, Versicherungskarten und 
Mitarbeiterausweisen, eine Vielfalt an 
Ausweisdokumenten werden täglich verwendet, 
um die Identität zu prüfen und Zugang zu Orten, 
Dienstleistungen und Chancen zu bekommen, 
die einigen offenstehen und anderen nicht. 

Die Vision der Europäischen Union (EU) für einen gemeinsamen Ansatz 
zur digitalen Identität — die Europäische Digitale Identitätsbrieftasche 
(EUDI)1 oder Wallet — ist eines der Kernprojekte der EU in ihrem erneuten 
Bestreben, eine Führungsrolle im digitalen Bereich zu übernehmen.2 Die 
EUDI-Wallet ist eine mobile App, die laut der eIDAS-2.0-Verordnung3 
alle EU-Mitgliedstaaten ihren Bürger*innen, Einwohner*innen und 
Unternehmen innerhalb der nächsten zwei Jahre zur Verfügung stellen 
sollen. Nutzende der EUDI-Wallet werden in der Lage sein, ihre persönlichen 
Daten auf eine Datenschutz bewahrenden Art und Weise zu verwalten, 
mithilfe einer Wallet-Technologie, die als benutzerfreundliches und 
benutzergesteuertes Tool für das Speichern und Teilen staatlicher und 
anderweitiger Nachweise beworben wird.4

1	 Regulation (EU) 2024/1183Regulation (EU) 2024/1183. 
2	 Europäische Kommission, „Präsidentin von „Präsidentin von Der Leyens Rede zur Lage der Union“Der Leyens Rede zur Lage der Union“.
3	 Verordnung (Verordnung (EU) 2024/1183EU) 2024/1183.
4	 Zum Beispiel elektronische Bescheinigungen (z.B. berufliche Qualifikationen), die von autorisierten 

Anbietern erstellt werden und verschiede Stufen rechtlicher Garantien bieten. Nachweise (oder (Q)EAAs) 
können mit der EUDI-Wallet hinzugefügt, gespeichert und vorgezeigt werden.

https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2024/1183/oj/eng
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/SPEECH_20_1655
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2024/1183/oj/eng?eliuri=eli%3Areg%3A2024%3A1183%3Aoj&locale=de
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Hintergrund

Die EUDI-Wallet ist ein führendes Beispiel eines weitgehenderen globalen 
Trends zur Einführung digitaler Brieftaschen für Identitätsverwaltung, 
wobei es auch Einblicke in die besonderen Herausforderungen bei der 
Schaffung eines interoperablen EU-weiten Identitäts-Ökosystems bietet, das 
sowohl gemeinsame europäische Werte als auch nationale Besonderheiten 
und Unterschiede berücksichtigt. Wenn alles nach Plan verläuft, sollen alle 
EU-Bürger*innen und Einwohner*innen bis 2027 in der Lage sein, eine 
EUDI-Wallet auf ihr Smartphone herunterzuladen. Sie werden dann 
in der Lage sein, sich damit auszuweisen und auf öffentliche wie auch 
private Online-Dienstleistungen überall innerhalb der EU zuzugreifen. 

Deutschland entwickelt derzeit eine von der Bundesregierung 
unterstützte Version der EUDI-Wallet sowie ein Zertifizierungssystem für 
Wallets des Privatsektors mithilfe einer partizipativen Architektur und 
Beratungsprozesses.5 Diese partizipative Herangehensweise bietet eine 
einzigartige Gelegenheit. Das bürokratische System Deutschlands ist oft 
unflexibel und manchmal auch entfremdend, sogar für diejenigen, die 
das Privileg einer deutschen oder EU-Staatsbürgerschaft haben. Derzeit 
hängt der Zugang zu unentbehrlichen Dienstleistungen wie Unterkunft, 
Krankenversicherung, Bildung und Bankdienstleistungen stark von der 
erfolgreichen Bewältigung komplexer Verwaltungsprozesse und Ausweis-
Anforderungen ab. 

Die EUDI-Wallet bietet Deutschland die Möglichkeit, die papierlastige 
Bürokratie des Landes zu modernisieren und Dienstleistungen inklusiver 
zu gestalten. Jedoch sind Wallet-Technologien, wie dieser Bericht 
zeigt, kein „Wundermittel“. Unterschiedliche soziale Gruppen haben 
komplexe Bedürfnisse, wenn es um staatliche Dienstleistungen geht. 
Wenn Innovationsinitiativen nicht in der Lage sind, diesen Bedürfnissen 
nachzukommen, besteht das Risiko, bestehende Ungleichheiten zu 
verschärfen. Verschiedene Perspektiven in die Gestaltung, Entwicklung 
und Umsetzung der EUDI-Wallet zu integrieren ist eine effektive Weise 
diese Herausforderungen in einer frühen Phase anzugehen. Ein inklusives 
Design der EUDI-Wallet unter Berücksichtigung der Erfahrungen derjenigen, 
die dem höchsten Risiko ausgesetzt sind, bei einem digitalen Wandel 
ausgeschlossen zu werden, ist unentbehrlich für die Gewährleistung, 
dass diese digitalen Dienstleistungen den Bedürfnissen aller Nutzenden 
nachkommen, indem es von Anfang an Risiken und Einschränkungen angeht 
und Lösungen schafft. 

5	 BMI, „Sichere digitale Identitäten”„Sichere digitale Identitäten”.

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2024/09/eudi-wallet-sep.html?nn=9390260
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Hintergrund

Dieser Bericht stützt sich auf Forschungen zu den Erfahrungen einer 

bestimmten marginalisierten Gruppe im deutschen Staat, um Empfehlungen 

zu geben, die eine Modernisierung des Staates und einen digitalen Wandel 

unterstützen, die allen gerecht werden. Ein Blick wird darauf geworfen, 

wie Migrant*innen, einschließlich Arbeitsmigrant*innen, Student*innen 

und geflüchtete Menschen mit dem Staat und digitalen Dienstleistungen 

interagieren. Dieser Bericht basiert auf Interviews mit Vertreter*innen des 

öffentlichen und privaten Sektors, einschließlich der Regierung, der Fintech-

Branche und anderen Personen aus Institutionen, die an aktuellen Debatten 

und Initiativen rund um die Wallet-Technologie und deren Umsetzung 

beteiligt sind, und gibt spezifische Empfehlungen, sowohl um sicherzustellen, 

dass die Bemühungen Deutschlands rund um die EUDI-Wallet für alle inklusiv 

sein können, als auch um Deutschlands Ziel einer staatlichen Modernisierung 

und eines digitalen Wandels voranzutreiben.
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DEUTSCHLAND 

Vor der Einreise nach Deutschland 

Für Personen aus Ländern außerhalb der EU/des Schengen-Raums, deren 
Herkunftsland kein Visumbefreiungsabkommen für Kurzaufenthalte mit 
der EU hat, sowie für Personen, die ein Visum für Arbeits- oder andere 
Zwecke beantragen müssen

1	 Beantragung eines Visums:
a	 Es muss ein Termin bei der für den Wohnsitz bzw. gewöhnlichen 

Aufenthalt zuständigen deutschen Auslandsvertretung vereinbart und 
die für den Visumsprozess erforderlichen Unterlagen vorbereitet werden. 
Neben den allgemeinen dokumentarischen Anforderungen (Identitätsnachweis, 
Nachweis über finanzielle Mittel, keine Ausweisungsgründe vorliegend) hängen 
die erforderlichen Nachweise von der Art des beantragten Visums ab (z. B. 
sind für ein Arbeitsvisum für qualifizierte Fachkräfte keine Deutschkenntnisse 
erforderlich, für ein Visum für eine Berufsausbildung hingegen mindestens 
Deutschkenntnisse der Stufe B1). Es gibt drei übergeordnete Kategorien von 
nationalen Visa: Visa für Beschäftigung, Visa für Studium/Ausbildung/Bildung 
und Visa für Familienzusammenführung. Diese sind jeweils in verschiedene 
Visa-Bezeichnungen unterteilt. Hinzu kommt das Schengen-Visum für 
Kurzaufenthalte. Um beispielsweise ein Visum für qualifizierte Fachkräfte 
zu erhalten, muss eine Person nachweisen, dass sie über eine gleichwertige 
ausländische akademische oder berufliche Qualifikation verfügt, ein konkretes 
Stellenangebot in Deutschland oder einen gültigen Arbeitsvertrag hat und, 
sofern sie älter als 45 Jahre ist, ein Bruttojahresgehalt von mindestens 
53.130 Euro (Stand 2025) verdienen wird. 

EU

Deutschlandaußerhalb der EU

Herkunft

a
1 2 3

b

Ausweis- und Nachweis‑Touchpoints 
im Überblick
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Ausweis- und Nachweis‑Touchpoints im Überblick

b	 Einreichung des Visumantrags. Es ist zunehmend möglich, den Visumantrag 
online über das Auslandsportal des Auswärtigen Amts zu stellen. In diesem 
Fall werden alle eingereichten Nachweise und Informationen vorab auf 
Vollständigkeit und Richtigkeit geprüft. Im Rahmen der Vorprüfung haben 
Antragstellende die Möglichkeit, Angaben und Dokumente anzupassen und 
zu korrigieren. Teilweise müssen Dokumente beim persönlichen Termin in der 
zuständigen Auslandsvertretung noch einmal im Original vorgelegt werden.

2	  Die erforderlichen Originaldokumente sind zum persönlichen Termin bei 
der zuständigen Auslandsvertretung mitzubringen. Die Antragsgebühr wird 
vor Ort bezahlt. Antragstellende über 12 Jahre müssen zusätzlich biometrische 
Daten (zehn Fingerabdrücke und ein Gesichtsbild) abgeben.

3	 Planung und Buchung der Reise nach Deutschland. Die Passnummer 
und andere persönliche Daten werden an das Transportunternehmen 
(z. B. Fluggesellschaft) weitergeleitet. 

Für Personen aus Nicht-EU-/Nicht-Schengen-Ländern, deren Herkunftsland 
ein Abkommen mit der EU über die Befreiung von der Visumpflicht hat

Eine visumfreie Einreise ist nur für Kurzaufenthalte von bis zu 90 Tagen 

möglich. Möchte eine Person beispielsweise unmittelbar nach ihrer Ankunft in 

Deutschland eine Arbeit aufnehmen, benötigt sie ein entsprechendes Visum 

(wenn ein Visum erforderlich ist: siehe oben).

1	 Planung und Buchung der Reise nach Deutschland. Die Passnummer und andere 
persönliche Daten werden an das Transportunternehmen (z. B. Fluggesellschaft) 
weitergeleitet.

2	 Beantragung einer ETIAS-Reisegenehmigung. ETIAS steht für „European 
Travel Information and Authorisation System“ und ist das künftige elektronische 
Reisegenehmigungssystem der Europäischen Union. Für Reisende aus 
visumsfreien Drittstaaten ist die Antragsstellung für einen Kurzaufenthalt 
innerhalb des Schengenraums verpflichtend. Sie soll voraussichtlich im letzten 
Quartal 2026 eingeführt werden. Der Antrag kostet 20 Euro, ist drei Jahre lang 
gültig und an den Reisepass gebunden. 

EU

Deutschlandaußerhalb der EU

Herkunft

1 2
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Ausweis- und Nachweis‑Touchpoints im Überblick

Für Personen, die Asyl/humanitären Schutz in Deutschland 
beantragen wollen

Für schutzbedürftige Personen gibt es nur sehr begrenzte Möglichkeiten, im Rahmen 

von Resettlement-Programmen eine Neuansiedlung in Deutschland zu beantragen. 

Erhält eine Person kein Visum für die Einreise nach Deutschland, bleibt ihr nur die 

„irreguläre” Einreise.

DEUTSCHLAND  

Ankunft in Deutschland  
(die ersten 90 Tage) 

Für Personen aus Ländern außerhalb der EU/des Schengen-Raums, 
die mit oder ohne Visum einreisen

	· Bei der Einreise nach Deutschland. Während der Grenzkontrolle 
können unter Umständen weitere Dokumente außer Reisepass, Visum und 
ETIAS‑Reisegenehmigung erforderlich sein. 

Seit Oktober 2025 müssen sich Personen im Einreise-/Ausreisesystem (EES) der EU 

registrieren lassen: Dabei werden biografische Daten, vier Fingerabdrücke und ein 

Gesichtsbild erfasst. Die vollständige Inbetriebnahme des EES ist für 2026 geplant.

EU

Deutschlandaußerhalb der EU

Herkunft
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Ausweis- und Nachweis‑Touchpoints im Überblick

Für Personen aus Nicht-EU-/Nicht-Schengen-Ländern, die mit Visum und 
dem Ziel eines längeren Aufenthalts über die Gültigkeitsdauer des Visums 
hinaus einreisen

1	 Es muss ein Termin bei der zuständigen Ausländerbehörde zur Beantragung 
einer Aufenthaltserlaubnis vereinbart werden (in Berlin: Landesamt für 
Einwanderung [LEA]). Zudem müssen die erforderlichen Unterlagen für 
die Beantragung einer Aufenthaltserlaubnis vorbereitet werden. Dazu 
kann beispielsweise die Beantragung der Anerkennung oder Bewertung von 
akademischen oder anderen beruflichen Qualifikationen gehören. Die Zahlung für 
die Gebühr für die Erteilung und Ausstellung des Aufenthaltstitels erfolgt meist 
vor Ort beim Termin mittels Kartenzahlung. Eine Barzahlung ist oft nicht möglich. 

Wenn einige dieser Unterlagen bereits im Rahmen des Visumantrags vorgelegt wurden, 

bedeutet dies nicht automatisch, dass sie nicht erneut vorgelegt werden müssen. Ob 

Unterlagen digital eingereicht werden können (z. B. als PDF per E-Mail oder über eine 

Webplattform), hängt von der örtlichen Ausländerbehörde ab. 

2	 Wird der Antrag während der Gültigkeitsdauer des Visums gestellt, aber nicht 
rechtzeitig bearbeitet, wird in der Regel eine Fiktionsbescheinigung ausgestellt. 
In diesem Fall wird der Aufenthalt der Antragsstellenden in Deutschland 
bis zur Entscheidung über den Antrag verlängert. Laut Gesetz müssen die 
Ausländerbehörden einen Antrag innerhalb von drei Monaten bearbeiten. 
Andernfalls können Antragsstellende eine Untätigkeitsklage erheben.   

Meistens haben Personen, die mit einem Visum nach Deutschland eingereist sind, mehr 

Zeit für die Terminvereinbarung und die Beantragung einer Aufenthaltserlaubnis als 

Personen, die ohne Visum eingereist sind; laut der Website des LEA sollte der Antrag 

frühestens sechs Wochen vor Ablauf des Visums gestellt werden. Die Bearbeitungszeit 

kann jedoch länger als sechs Wochen betragen.

EU

Deutschlandaußerhalb der EU

Herkunft

1 2 
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Ausweis- und Nachweis‑Touchpoints im Überblick

Für Personen aus Nicht-EU-/Nicht-Schengen-Ländern, die mit einem 
Visumbefreiung in Deutschland eingereist sind und sich länger als 90 
Tage in Deutschland aufhalten möchten

1	 Es muss ein Termin bei der zuständigen Ausländerbehörde vereinbart werden 
(in Berlin: Landesamt für Einwanderung [LEA]), etwa sechs Wochen vor 
Ablauf der 90 Tage visumfrei gestatteten Aufenthalts. Zudem müssen die 
erforderlichen Unterlagen für die Beantragung einer Aufenthaltserlaubnis 
vorbereitet werden.

2	 Zusätzlich zu den allgemeinen Voraussetzungen variieren die im Laufe des 
Antragsverfahrens erforderlichen Unterlagen je nach Art der beantragten 
Aufenthaltserlaubnis. Dazu gehören in der Regel: ein gültiger Reisepass, ein 
aktuelles biometrisches Foto, Nachweise über finanzielle Mittel (z. B. ein 
Kontoauszug, aus dem hervorgeht, dass die Person über ausreichende Mittel 
verfügt; ein Einkommensnachweis der Eltern usw.), ein Mietvertrag und/oder eine 
Meldebescheinigung bzw. Anmeldung, ein Nachweis einer Krankenversicherung, 
Bildungsnachweise, Nachweise von Sprachkenntnissen (z. B. ein Zertifikat) oder der 
beabsichtigten Erwerbung von Sprachkenntnissen. Die Zahlung für die Gebühr für 
die Erteilung und Ausstellung des Aufenthaltstitels erfolgt meist vor Ort beim Termin 
mittels Kartenzahlung. Eine Barzahlung ist oft nicht möglich. 

EU

Deutschlandaußerhalb der EU

Herkunft

1 2 
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Ausweis- und Nachweis‑Touchpoints im Überblick

Für Personen, die Asyl/humanitären Schutz beantragen

1	 Bei der ersten Kontaktaufnahme mit einer der für die Registrierung von 
Asylbewerber*innen zuständigen deutschen Behörden (Bundespolizei, 
Landespolizei, Aufnahmeeinrichtung, BAMF oder Landes- oder 
Kommunalbehörden) durchlaufen die Personen ein Identifizierungsverfahren. 
Wenn sie älter als sechs Jahre sind, werden ihre Fingerabdrücke erfasst. 
Diese Daten werden an das Ausländerzentralregister (AZR) übermittelt. Nach 
diesem ersten Schritt erhält die Person den sogenannten Ankunftsnachweis, der als 
vorläufige Aufenthaltserlaubnis gilt.

2	 Sobald eine Person einen formellen Asylantrag gestellt hat, erhält sie die 
sogenannte Aufenthaltsgestattung. Diese dient als vorläufiger Aufenthaltstitel, 
der bis zur Entscheidung über den Asylantrag gültig ist und den Bezug von 
Sozialleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz ermöglicht. Die 
Aufenthaltsgestattung muss regelmäßig verlängert werden, bis über den Antrag 
entschieden wurde. Sie wird für bis zu sechs Monate ausgestellt, während eine 
Person in einer Aufnahmeeinrichtung lebt, und für bis zu zwölf Monate danach. 

Um Asyl zu beantragen, müssen Personen den Ausländerbehörden verschiedene 

Dokumente vorlegen, um ihren Fall zu begründen. Wenn sie bestimmte Dokumente wie 

ihren Reisepass nicht dabeihaben, kann sich dies negativ auf den weiteren Verlauf des 

Verfahrens auswirken (z. B. dauert das gesamte Verfahren länger). 

3	 Die Person nimmt an „Integrationsmaßnahmen“ (z. B. Deutschkursen) teil, sofern 
sie dazu berechtigt ist.

4	 Asylsuchende haben in der Regel keinen gesicherten Anspruch oder leichten 
Zugang zu einem regulären Bankkonto, sondern nur auf ein sogenanntes 
Basiskonto. Um ein Basiskonto zu beantragen, müssen Personen einen 
gültigen Identitätsnachweis vorlegen und ein Antragsformular ausfüllen. Seit 
Einführung der sogenannten Bezahlkarte wird diese als Guthaben-Debitkarte 
für Asylsuchende genutzt. Obwohl die Bezahlkarte ursprünglich als Mittel zur 
Förderung der finanziellen Inklusion von Asylsuchenden und zur Verringerung 
des bürokratischen Aufwands diskutiert wurde, hat sie sich inzwischen zu einem 
Instrument zur Einschränkung ihres Finanzverhaltens entwickelt.

EU

Deutschlandaußerhalb der EU

Herkunft

1 2 3 3
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Ausweis- und Nachweis‑Touchpoints im Überblick

Für alle, die für einen kürzeren oder längeren Zeitraum nach 
Deutschland kommen

Eine Unterkunft finden und sich beim Einwohnermeldeamt anmelden 

(Anmeldung/Meldebescheinigung).

	· In der Regel verlangen Vermieter*innen folgende Unterlagen, um sich 
als Mieter*in zu bewerben: die letzten drei Gehaltsabrechnungen, eine 
Mietschuldenfreiheitsbescheinigung (Nachweis, dass der/die Bewerber*in 
keine Mietrückstände hat, unterzeichnet von der Vormieter*in), eine Schufa-
Bonitätsauskunft, eine Kopie des Personalausweises oder Reisepasses sowie 
einen Adressnachweis, aus dem hervorgeht, dass die Person an der in der 
Mietschuldenfreiheitsbescheinigung angegebenen Adresse gewohnt hat.

Eine SIM-Karte kaufen und registrieren.

	· Seit 2017 müssen SIM-Karten registriert werden und SIM-Karteninhaber:innen 
müssen sich entweder persönlich oder über die deutsche eID-Infrastruktur, 
VideoIdent oder PostIdent identifizieren lassen. In jedem Fall ist ein gültiger 
Ausweis erforderlich, beispielsweise ein deutscher Personalausweis, ein 
Reisepass oder ein eAT. Welche Dokumente akzeptiert werden, hängt auch vom 
Identifizierungsverfahren ab.

Eröffnung eines Bankkontos: Das Verfahren hängt von der Bank und der Art des 

Kontos ab, erfordert jedoch stets eine Identifizierung der Kontoinhaber*in.

	· Dies kann in der Regel persönlich, über die deutsche eID-Infrastruktur, 
per VideoIdent oder per PostIdent erfolgen. Welche Dokumente akzeptiert 
werden, hängt vom jeweiligen Identifizierungsverfahren ab. In der 
Regel müssen Antragstellende einen Wohnsitznachweis in Deutschland 
sowie Angaben zu ihrer Einkommenssituation vorlegen. Dazu können 
die deutsche Steueridentifikationsnummer oder, für Studierende, die 
Immatrikulationsbescheinigung der Hochschule gehören. Nichtdeutsche 
Staatsangehörige müssen außerdem Angaben zu ihrem Einwanderungsstatus bzw. 
ihrer Aufenthaltsgenehmigung machen.

Eine Krankenversicherung abschließen.
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Ausweis- und Nachweis‑Touchpoints im Überblick

DEUTSCHLAND 

Leben in Deutschland

Für Nicht-EU-/Nicht-Schengen-Bürger*innen, die mit oder ohne ein Visum 
eingereist sind und einen Aufenthaltstitel beantragt haben

	· Die Aufenthaltserlaubnis muss beantragt werden, solange das Visum noch gültig 
ist bzw. die 90-tägige visumfreie Aufenthaltsdauer noch nicht abgelaufen ist (siehe 
“Ankunft in Deutschland”). Später muss ein weiterer Termin mit der zuständigen 
Ausländerbehörde zur Abholung der Aufenthaltserlaubnis vereinbart werden. In 
der Regel wird die Aufenthaltserlaubnis als elektronischer Aufenthaltstitel (eAT) im 
Scheckkartenformat ausgestellt. In einigen Fällen wird sie als Etikett ausgegeben, 
das in den Reisepass geklebt wird. Zusätzliche Bestimmungen (z. B. in Bezug auf die 
Beschäftigung) sind in der Regel auf einem separaten Faltblatt (Zusatzblatt) vermerkt. 
Der eAT bzw. das Klebe‑Etikett und das Zusatzblatt verweisen aufeinander. 

Für Personen, die Asyl/humanitären Schutz beantragt haben

Im Jahr 2024 dauerte das „durchschnittliche” Asylverfahren etwa acht Monate. Alle 
Antragsteller*innen müssen für einige Zeit in einer offiziellen Aufnahmeeinrichtung 
leben. Dieser Zeitraum kann sehr unterschiedlich lang ausfallen. Familien sollen 
die Unterkunft nach maximal sechs Monaten verlassen, andere müssen bis 
zu 18 Monate oder länger bleiben. Während ihres Aufenthalts unterliegen die 
Betroffenen der sogenannten Residenzpflicht. Das bedeutet, dass sie den ihnen 
zugewiesenen Wohnort ohne Genehmigung nicht verlassen dürfen. Somit sind sie 
in ihrer Bewegungsfreiheit stark eingeschränkt. Ob eine Person der Residenzpflicht 
unterliegt, ist im Ankunftsnachweis bzw. in der Aufenthaltsgestattung vermerkt. 
Nach dem Verlassen der Unterkunft und dem Wegfall der Residenzpflicht 
müssen die Betroffenen weiterhin in dem ihnen zugewiesenen Gebiet wohnen 
(Wohnsitzauflage). Sie können dann aber ohne Genehmigung andere Orte 
in Deutschland besuchen. Wenn sie an einem anderen Ort leben möchten, 
beispielsweise um mit Familienangehörigen zusammenzuziehen, müssen sie einen 
Umzugsantrag stellen.

EU

Deutschlandaußerhalb der EU

Herkunft

1 2 
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Ausweis- und Nachweis‑Touchpoints im Überblick

	· Rein theoretisch können Schutzsuchende eine Arbeitserlaubnis beantragen 
und in den Arbeitsmarkt eintreten, bevor ihnen Asyl gewährt wurde. Dies 
ist jedoch eher unüblich und frühestens nach drei Monaten möglich. Sobald 
einer Person Asyl gewährt wurde, muss sie sich beim Jobcenter melden und an 
„Integrationsmaßnahmen” teilnehmen, sofern sie dies nicht bereits tut. 

	· Erst nach 36 Monaten haben Asylbewerber*innen Anspruch auf „reguläre” 
Sozialleistungen und Krankenversicherung. Bis dahin erhalten sie Sozialleistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz.  

Für alle, die länger in Deutschland leben 

	· Für verschiedene Angelegenheiten (z. B. Umschreibung des Führerscheins, 
Beantragung von Kindergeld usw.) ist das jeweils zuständige Bundes- oder 
Kommunalamt zu kontaktieren. Personen, die Asyl beantragt haben, aber 
noch keine Aufenthaltserlaubnis erhalten haben, haben nur Anspruch auf 
Sozialleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 

	· Insbesondere in Berlin finden viele Menschen nicht sofort eine langfristige 
Unterkunft, sondern müssen wiederholt umziehen. Jedes Mal muss erneut ein 
Bewerbungsprozess durchlaufen werden und nach erfolgreichem Abschluss muss 
die neue Adresse beim Bürgeramt angemeldet werden.
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Der Bericht

Dieser Bericht stützt sich auf Forschungen zu den 
Erfahrungen einer bestimmten marginalisierten 
Gruppe im deutschen Staat, um die Entwicklung einer 
nationalen EUDI-Wallet und einen umfassenderen 
digitalen Wandel Deutschlands zu unterstützen. 

Im Bericht werden Erfahrungen von Migrant*innen untersucht, 
einschließlich Arbeitsmigrant*innen, Student*innen und geflüchteten 
Menschen, und auch wie sie mit dem Staat und digitalen Dienstleistungen 
interagieren. Dieser Bericht basiert auf Interviews mit Vertreter*innen 
des öffentlichen und privaten Sektors, einschließlich der Regierung, der 
Fintech-Branche und anderen Personen aus Institutionen, die an aktuellen 
Debatten und Initiativen rund um die Wallet-Technologie und deren 
Umsetzung beteiligt sind, und gibt spezifische Empfehlungen, sowohl um 
sicherzustellen, dass die Bemühungen Deutschlands rund um die EUDI-
Wallet für alle inklusiv sein können, als auch um Deutschlands Ziel einer 
staatlichen Modernisierung und eines digitalen Wandels voranzutreiben.

Durch einen Fokus auf die Erfahrungen und Perspektiven von 
Migrant*innen bringt dieser Bericht einige ausschlaggebende 
Einschränkungen des transformativen Potenzials der EUDI-Wallet zum 
Vorschein. Wenn Entscheidungen zu der technologischen Gestaltung und 
Umsetzung von den Diskussionen über systemische Ungleichheiten getrennt 
getroffen werden, besteht das Risiko, dass umfassendere Ausgrenzungsmuster 
reproduziert werden, die sich auch auf andere Bevölkerungsgruppen negativ 
auswirken können. In dieser kritischen Phase vom digitalen Wandel 
Deutschlands decken Begegnungen von Migrant*innen mit den 
aktuellen Ausweispraktiken des Landes Hindernisse auf, die über die 
Migrantengemeinschaft hinaus nachhallen. 
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Der Bericht

Die Modernisierung des Staates und der digitale Wandel sind in Deutschland 
die oberste Priorität.6 Die Koalitionsvereinbarung der neuen Bundesregierung 
verkündete einen „Digital only“-Ansatz für die öffentliche Verwaltung, 
den auch die Bundesländer unterstützen.7 In diesem Kontext werden 
benutzerfreundliche digitale Identitäten schon seit Jahren als wichtige 
Voraussetzung zur Verbreitung digitaler Verwaltungsdienstleistungen und 
ihrer einfacheren und effizienteren Zugänglichkeit diskutiert.8 Der Bericht 
trägt zu diesen Prioritäten bei, indem übergreifende Herausforderungen 
analysiert werden, denen Migrant*innen mit ihren ausweisbezogenen 
Hindernissen beim Zugriff auf grundlegende Dienstleistungen 
gegenüberstehen, einschließlich Unterkunft, Krankenversicherung, 
Sozialleistungen, Bildung, Integrationsprogramme, Finanzdienstleistungen 
und Mobilität. Schließlich untersucht diese Studie die potenzielle 
zukünftige Rolle, die die EUDI-Wallet bei der Bewältigung dieser 
ausweisbezogenen Hindernisse für alle Nutzenden spielen könnte. 

Durch die Erfassung wichtiger Ausweis-Touchpoints im Laufe der gesamten 
Migrationsreise, d.h. vor der Ankunft in Deutschland, bei der Ankunft und 
während des Aufenthalts in Deutschland, wird im Bericht verfolgt, welche 
Ausweisdokumente diese Verfahren prägen und auf welcher Weise. Vor 
diesem Hintergrund vermittelt der Bericht die Argumente, die aus der 
Perspektive von Migrant*innen für die Digitalisierung sprechen, wobei 
auch die Herausforderungen für die Fachleute im Bereich der digitalen 
Identität und für die deutsche Bundesregierung hinsichtlich der Gestaltung 
und Umsetzung einer digitalen Identitätsbrieftasche zum Vorschein kommen. 

Diese Studie stützt sich auf qualitative Daten, die Ende 2024 erfasst wurden: 
ausführliche Interviews mit sechzehn Migrant*innen, die unterschiedlicher 
Staatsangehörigkeit sind und sich mit verschiedenen Aufenthaltstiteln 
in Deutschland befinden. Diese Einblicke werden durch Interviews mit 
zwölf Vertreter*innen des öffentlichen und privaten Sektors ergänzt, 
einschließlich der Bundesregierung, der Fintech-Branche und anderen 
Personen aus Institutionen, die an aktuellen Debatten und Initiativen rund 
um das Thema Wallet-Technologie und deren Umsetzung beteiligt sind.

6	 Wray, “Germany Establishes Dedicated Digital Ministry to Accelerate Progress.”
7	 Wölbert, “Federal States Also Support ‘Digital Only’ – but Rhineland-Palatinate Warns.”
8	 Siehe beispielsweise: der Beauftragte der Bundesregierung für Informationstechnik, “Neun-Punkte-Plan für “Neun-Punkte-Plan für 

ein digitales Deutschland“ein digitales Deutschland“.

https://www.globalgovernmentfintech.com/germany-digital-ministry-karsten-wildberger/
https://www.heise.de/en/news/Federal-states-also-support-digital-only-but-Rhineland-Palatinate-warns-10385849.html
https://www.digitale-verwaltung.de/SharedDocs/downloads/Webs/DV/DE/9-punkte-plan.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.digitale-verwaltung.de/SharedDocs/downloads/Webs/DV/DE/9-punkte-plan.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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Wichtigste Erkenntnisse und Einblicke

Ausweis-Touchpoints werden von Migrant*innen 
oft als komplex und willkürlich empfunden, 
obwohl sie sich hinter einer Fassade 
bürokratischer Objektivität verstecken.

Da die EUDI-Wallet eine sichere und konsistente Art und Weise verspricht, 
Identitätsnachweise innerhalb der EU-Grenzen digital zu speichern und 
zu verwalten, besteht große Hoffnung, dass deren Umsetzung sowohl die 
Abhängigkeit von Papierdokumenten, die verloren gehen, beschädigt oder 
vorenthalten werden können, reduziert wird, als auch dass die Interaktionen 
hinsichtlich Ausweis-Touchpoints vereinfacht werden, indem eine Vielzahl 
von vollständig persönlichen oder teilweise digitalisierten Verfahren neu 
konfiguriert und einer einzigen mobilen App angepasst werden.

Der volle Zugriff auf die Funktionen des entstehenden EUDI-Ökosystems 
erfordert jedoch, dass Nutzenden gültige personenbezogene Ausweisdaten 
(oft als „PID” bezeichnet) für ihre EUDI-Wallet ausgestellt werden. Die 
Ausstellung dieser wichtigen Referenzdaten setzt jedoch von den Nutzenden 
voraus, sich ein elektronisches Ausweismittel zu beschaffen, das von dem 
entsprechenden EU-Mitgliedstaat (z.B. der deutschen nationalen EUDI-
Wallet) ausgestellt wird, normalerweise eine Art Personalausweis oder 
Aufenthaltstitel mit einer eID-Funktion, die auf der höchsten Ebene legaler 
Absicherung ausgestellt wurde. Anders gesagt, nicht alle Ausweisdaten 
können dafür verwendet werden, die gesamte Palette an Funktionen 
der EUDI-Wallet zu entsperren. Wie eine der interviewten Personen 
aus der digitalen Identitätsbranche erklärte: „Das ist eine europäische 
Verordnung, die hauptsächlich auf europäische Bürger ausgerichtet ist.“ 
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Wichtigste Erkenntnisse und Einblicke

Erkenntnisse aus den Erfahrungen von Migrant*innen mit staatlichen und 
digitalen Dienstleistungen können in die Gestaltung und Umgestaltung 
deutscher öffentlicher Dienstleistungen und Verwaltung für alle Nutzende 
einfließen, besonders die derjenigen, die dem Risiko ausgesetzt sind, von 
einer zunehmenden digitalen Kluft in der Gesellschaft negativ benachteiligt 
zu werden. Nicht nur herrscht weit verbreitete Frustration über die 
bürokratischen Verfahren in Deutschland und die begrenzte Verfügbarkeit 
umfassender digitaler Dienstleistungen sowohl im öffentlichen als auch im 
privaten Sektor, sondern fanden auch bisherige Bemühungen Deutschlands, 
digitale Ausweis-Dienstleistungen anzubieten, nur sehr begrenzt Akzeptanz.9

Marginalisierte Gruppen, beispielsweise Migrant*innen, stehen vor zusätzlichen 
Herausforderungen bei der Bewältigung des fragmentierten Identitäts-
Ökosystems und Verwaltungsapparats des Landes. Die Erfahrungen von 
Migrant*innen und ihre Interaktionen mit Ausweis-Touchpoints weisen auf 
umfassendere Ausgrenzungs- und Diskriminierungsmuster innerhalb des 
deutschen Staates und der deutschen Gesellschaft hin — Muster, für die nicht 
alle Menschen gleichermaßen anfällig sind. Nicht nur die Staatsangehörigkeit, 
das Geschlecht, der sozioökonomische Hintergrund und die Religion 
beeinflussen in aller Wahrscheinlichkeit ausweisbezogene Erfahrungen der 
Menschen in Deutschland, sondern auch wie andere in einer bestimmten 
Situation den eigenen Namen, Anwesenheit und Worte in Anbetracht dieser 
Kategorien beurteilen. Bestehende Ungleichheiten und systemische 
Barrieren, die derzeit den Zugriff auf die deutsche eID-Infrastruktur (z.B. 
den Zugriff auf den elektronischen Aufenthaltstitel für Migranten [eAT]) 
negativ prägen, werden sich auch auf deren Zugriff auf die digitale Wallet 
mit ihren verschiedenen Funktionen und ihre Erfahrung damit auswirken. 

Wenn Migrant*innen eine PID nur über die eID-Funktion des eAT ausgestellt 
werden kann, dürfte das Potenzial der EUDI-Wallet, aktuelle Probleme 
wie Sprachbarrieren, bürokratische Willkür und komplexe Verfahren zu 
mildern, für alle Migrant*innen, denen die erforderlichen Dokumente und 
Zugangsdaten fehlen, begrenzt sein. Das ist besonders dann der Fall, wenn 
Migrant*innen gerade in Deutschland angekommen sind (sei es wegen 
Arbeit, Bildung oder aus irgendeinem anderen Grund), und wo Ausweis-
Touchpoints wie Unterkunft, Finanzdienstleistungen, Krankenversicherung 
und mobile und digitale Dienstleistungen am dringendsten sind. 
Verzögerungen beim vollen Zugriff auf alle Funktionen der EUDI-Wallet 
und andere unklare Angelegenheiten, wie beispielsweise die Integration 
von Nicht-EU-Nachweisen in das EUDI-Ökosystem, könnten mit der 
Weiterentwicklung der globalen Interoperabilität zwischen Identitäts-
Ökosystemen gelöst werden. Die EU-weite Interoperabilität zwischen den 
diversen eID- und EUDI-Wallet-Systemen der Mitgliedstaaten ist jedoch an 
sich schon ein ehrgeiziges Ziel, wie ein Fachexperte bemerkt: „Sobald die 
Grundlage geschaffen ist, können wir darüber nachdenken, wie wir das noch 
weiter über den EU-Kontext hinaus entwickeln können.“

9	 Borak, „Complex Activation. Few Uses Hold Back Digital ID Adoption in Germany”„Complex Activation. Few Uses Hold Back Digital ID Adoption in Germany”.

https://www.biometricupdate.com/202507/complex-activation-few-uses-hold-back-digital-id-adoption-in-germany-research
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Interoperabilität über die EU hinaus zu bringen ist nicht nur eine 
technologische Herausforderung, sondern auch eine politische, wenn nicht 
sogar letzteres mehr, laut einem anderen Spezialisten: „Ich bin der Meinung, 
dass wir in Bezug auf die technischen Protokolle für Interoperabilität relativ weit 
fortgeschritten sind, während die gesamte Vertrauensinfrastruktur noch relativ weit 
hinterherhinkt.“ Die Bewältigung potenzieller Risiken und Einschränkungen 
für grenzüberschreitendes Vertrauen und Anerkennung außerhalb der EU 
erfordert sowohl politischen Willen als auch langfristiges Engagement. 
Dies ist besonders für nicht-EU-Bürger*innen wichtig, beispielsweise 
für Arbeitsmigrant*innen, die einen Nachweis ihrer Fachkompetenz, 
ihrer Ausbildung und ihrer Qualifikationen bringen müssen, oder für 
Zwangsvertriebene, denen möglicherweise grundlegende Unterlagen fehlen.

Chancen und Herausforderungen 
des Ausweises

Erhöhte Effizienz und geringerer Verwaltungsaufwand

Digitalisierung wird oft in abstrakten oder mit Fachbegriffen diskutiert, 
trotzdem äußerten sich Migrant*innen sowohl mit optimistischen 
wie auch praktischen Einsichten darüber, wie digitale Tools 
ihre alltäglichen Interaktionen mit dem Staat vereinfachen und 
systemische Ungleichheiten verringern könnten. Migrant*innen 
identifizierten das Potenzial einer EUDI-Wallet, Effizienz, Sicherheit 
und Inklusivität zu verbessern, Kosten zu verringern und sprachliche 
Gerechtigkeit zu fördern.

„Ich würde ihnen gerne bewusst machen, dass viele bürokratische Anwendungen, 
schwer zu benutzen sind.“

Migrant, der die deutsche Staatsbürgerschaft erhielt, 2017 nach Deutschland 

eingewandert.

Darüber hinaus birgt Digitalisierung das Potenzial, Ungleichheiten 
und Sonderbehandlungen zwischen Migrantengruppen durch die 
Standardisierung von Verfahren zu verringern.

Wenn die Digitalisierung transparent, rechtsbasiert und auf die 
Bedürfnisse und Anliegen von Migrant*innen ausgerichtet ist, könnte 
dies eine Chance bieten, Tools, Systeme und Verfahren zu schaffen, die 
effizienter und für alle fair sind. Diese Vision in die Tat umzusetzen, bedarf 
jedoch der Gewährleistung, dass die Bedürfnisse benachteiligter 
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Chancen und Herausforderungen des Ausweises

Gruppen, darunter auch Migrant*innen, ein zentraler Aspekt des 
Technologiedesigns sind, sowie deren Entwicklung und Umsetzung, um 
somit Machtgefälle anzugehen und die Vorteile digitaler Technologien gegen 
ihre potenziellen Risiken abzuwägen. Erst dann kann die Digitalisierung 
wahrhaftig als Weg zur Gerechtigkeit und Würde aller dienen. 

Mangelnde Rechenschaftspflicht und Aufsicht

In Bezug auf Digitalisierung äußerten Migrant*innen Sorgen über 
Überwachung und Standortverfolgung, den Missbrauch von KI, 
Ausgrenzungsrisiken und mangelnde Aufklärung. Misstrauen steht 
oft mit ehemaligen Erfahrungen mit Ausgrenzung und sogar Verfolgung in 
Verbindung. Die Vorstellung, sensible persönliche Daten in einem digitalen 
Identitätssystem zu speichern, schürt für viele nicht nur Ängste in Bezug 
auf Datenschutz, sondern auch Grenzen übergreifender Sicherheit und 
politischer Anfälligkeit.

Darüber hinaus könnten digitale Tools, insbesondere KI-gesteuerte, zwar 
die Effizienz auf oberflächlicher Ebene verbessern, sie werden jedoch nicht 
die Notwendigkeit einer systemischen Reform ersetzen. Wenn man den 
zugrunde liegenden Ungleichheiten und institutionellen Schwachpunkten, 
die in öffentlichen Dienstleistungen verankert sind, nicht entgegentritt, 
besteht bei Digitalisierung das Risiko, die Probleme, die man damit zu lösen 
sucht, weiter zu verschärfen. 

„Man fühlt sich dadurch sehr verwundbar. Wenn man weiß, dass angesichts des 
Systems wirklich alles scheitern kann. Warum? Weil man jederzeit entfernt werden 
kann, oder? Das ist… Das entmenschlicht dich irgendwie, oder?”

Migrant mit einem Visum für Freiberufler, 2017 nach Deutschland eingewandert.

Die Bemühungen zum digitalen Ausweis seitens der Regierungen 
werden mit anderen Technologien in Verbindung gesetzt, die neue Arten 
von Datensammlung, KI-gestützte Analysen und Standortverfolgung 
ermöglichen, und somit besteht das Risiko, dass sie als Werkzeug der 
Kontrolle statt der Ermächtigung wahrgenommen werden, insbesondere 
für prekäre Migrant*innen, beispielsweise Asylbewerber*innen, Menschen 
mit einer Duldung, oder nicht-dokumentierte Individuen. Strukturelle 
Probleme müssen auch angegangen werden (z.B. wie gewährleistet wird, 
dass jeder, der eine EUDI-Wallet benutzen möchte, Zugriff darauf hat 
und sie richtig benutzen kann, wobei die den Nutzenden mit der EUDI-
Wallet auferlegte Verantwortungen, ihre eigenen Nachweise zu verwalten 
oder Zugriff auf ein Smartphone zu haben bzw. es zu behalten, gegen die 
Nutzungsvorteile abgewogen werden).

Digitalisierung kann einige Hindernisse mindern, beispielsweise die Risiken 
von alltäglichem Rassismus und Diskriminierung im Laufe einer persönlichen 
Interaktion mit Bürokrat*innen. Ebenso verschwindet jedoch das Potenzial 
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positiver diskretionärer Eingriffe seitens empathischer Bürokrat*innen, die 
aus gutem Willen das Verfahren vereinfachen könnten. Die entscheidende 
Herausforderung besteht darin, ein Gleichgewicht zwischen der Verringerung 
von Voreingenommenheit und der menschlichen Flexibilität für die Lösung 
einzigartiger Umstände zu finden.

Verwirrungen rund um die eID und Risiken einer 
Verschärfung von Ungleichheiten

Wie bei einem Großteil der deutschen Bevölkerung, wenn es um das Verständnis 
der digitalen Identität geht,10 herrscht auch unter Migrant*innen erhebliche 
Verwirrung über die Funktion der bestehenden eID, Unzufriedenheit mit 
ihrer Komplexität und mangelnden Benutzerfreundlichkeit sowie Misstrauen 
gegenüber digitalen Ausweisverfahren und den erfassten personenbezogenen 
Daten. Das Wissen über die deutsche eID-Infrastruktur und ihre Nutzung 
ist allgemein gering, doch Migrant*innen stehen vor der zusätzlichen 
Herausforderung, dass Zugriff darauf und Informationen dazu von den 
Einwanderungsbehörden statt den Stadtgemeinden bereitgestellt werden. 
Erstere sind in der Regel unterbesetzt, richten sich nach anderen Regeln und 
Prinzipien und bieten Unterstützung möglicherweise nur in einer begrenzten 
Anzahl an Sprachen an. 

„Es ist wirklich unnötig. Wenn ich ein Ausweisdokument mit digitalen Funktionen 
bekomme, erwarte ich mindestens mit dem Dokument ein Begleitschreiben zu 
bekommen, in dem steht, das sind die Dienstleistungen, auf die Sie mit dieser Karte 
Zugriff haben. Aber ich habe keine Ahnung, warum es für mich nützlich wäre, 
diese eID zu aktivieren. Ich habe sie noch überhaupt nicht benutzt. Ich konnte sie 
nicht installieren, also ist es mir egal, oder? Ich meine, ich sehe den Wert dieser 
Dienstleistung nicht.“

Migrant mit einem Visum für Freiberufler, 2017 nach Deutschland eingewandert.

Die Digitalisierung war nicht für alle Migrantengruppen eine 
Priorität. Viele prekäre Migrant*innen äußerten Misstrauen gegenüber 
der Digitalisierung und sehen sie als ein Werkzeug, das „Leuten wie mir“ 
nicht dient. Diese Abneigung deutet darauf hin, dass Initiativen zum Thema 
digitale Identität in einem breiteren Rahmen sozialer und rechtlicher 
Inklusion in Betracht gezogen werden müssen, anstatt sie als eigenständige 
Lösung zu betrachten. Privilegiertere Migrant*innen, beispielsweise 
diejenigen mit finanziellen Ressourcen, sozialen Bindungen oder einem 
hohen Niveau digitaler Kompetenz, befinden sich in einer besseren Lage, 
über digitale Technologien Bescheid zu wissen und davon zu profitieren. 
Digitale Technologien an sich beseitigen nicht die Ungleichheiten, die in 
umfassenderen Migrationsverfahren verankert sind. Tatsächlich könnten sie 
diese reproduzieren oder sogar verschärfen. 

10	 Borak, „Complex Activation„Complex Activation. Few Uses Hold Back Digital ID Adoption in Germany”. Few Uses Hold Back Digital ID Adoption in Germany”.

https://www.biometricupdate.com/202507/complex-activation-few-uses-hold-back-digital-id-adoption-in-germany-research
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Chancen und Herausforderungen des Ausweises

Umfassendere systemische Barrieren für 
inklusiven Zugriff

Wie viele Deutsche nannten Migrant*innen Verzögerungen, 
willkürliche und unklare Anforderungen, Sprachbarrieren, die 
Abhängigkeit von physischen Unterlagen, Doppelarbeit und 
Diskriminierung als systemische Hindernisse bei ihren Bemühungen, 
die bürokratischen Anforderungen Deutschlands zu erfüllen.

Die Auswirkungen sind weitreichend und reproduzieren oft bestehende 
Ungleichheiten aufgrund der Staatsbürgerschaft, Ethnie, Religion, 
Rechtsstellung und des sozioökonomischen Hintergrunds. Migrant*innen 
berichten oft von Erfahrungen mit Diskriminierung im Umgang mit 
Beamt*innen und Bürokrat*innen in Flüchtlingsunterkünften, dem 
Berliner Landesamt für Einwanderung und den lokalen Behörden. Diese 
Erfahrungen sind nicht nur auf individueller und zwischenmenschlicher 
Ebene unangenehm, sondern können auch einen deutlichen Einfluss auf den 
Verlauf der Migrant*innen im Land haben.

„Diese Probleme haben nichts mit meiner Rechtsstellung hinsichtlich meines 
Asylverfahrens zu tun, sondern das sind Probleme, die ich wegen meines Namens, 
wegen meiner Identität als Einwanderin habe.“

Migrantin mit Flüchtlingsstatus, 2019 nach Deutschland eingewandert.

Systemische Barrieren begrenzen oft den Zugang zu Unterkunft, 
Krankenversicherung, Sozialleistungen, Bildung, Bankdienstleistungen und 
SIM-Karten. Diese Herausforderungen betreffen auch Staatsbürger*innen, 
doch die Lage von Migrant*innen ist oft prekärer aufgrund begrenzter 
Ressourcen, kleinerer Unterstützungsnetzwerke und Sprachbarrieren, 
die ihren Zugriff auf öffentliche und private Dienstleistungen weiter 
einschränken.

Letztendlich wirkt sich die Form und der Inhalt der Ausweise, die 
Migrant*innen zur Verfügung gestellt wird, auf ihre Mobilität, ihre 
Rechte und ihr Wohlbefinden aus. 
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Chancen und Herausforderungen des Ausweises

Partizipative Gestaltung und inklusive Innovation

Interviews mit wichtigen Interessengruppen im Bereich der digitalen 
Identität haben die partizipative Architektur und Beratungsprozess in der 
Entwicklung und Umsetzung der nationalen EUDI-Wallet in Deutschland positiv 
hervorgehoben. Theoretisch kann öffentliches Engagement technologische 
Gestaltungs- und Entwicklungsprozesse aufeinander abstimmen und 
bereichern, wodurch sie zugänglicher und inklusiver werden. Aus Sicht der 
nutzerzentrierten Gestaltung hängt der Erfolg dieses Ansatzes jedoch davon ab, 
wie effektiv und wie frühzeitig eine Vielfalt an Stimmen einbezogen werden.

„Man erfüllt dieses Ziel der Nutzerzentriertheit nicht, wenn man die Nutzenden nicht 
von Anfang an miteinbezieht.“

Expertin für digitale Identität 8 (Wissenschaft und Forschung)

Der Beratungsprozess für die EUDI-Wallet wurde bisher von 
Interessengruppen aus der Industrie dominiert, sodass die Frage der Vielfalt 
der Beteiligung eine große Herausforderung darstellt.

„Während dieser Beratungen muss man auch sehen, wer sich daran beteiligen 
kann. Was ich bisher gesehen habe, ist, dass sich hauptsächlich gewinnorientierte 
Organisationen [und] Lobbyisten der Industrie daran beteiligen. Nur weil etwas 
allen offensteht, heißt das nicht, dass alle es sich leisten können, sich daran zu 
beteiligen.“

Fachexperte für digitale Identität 7 (Wissenschaft und Forschung)

Obwohl Deutschlands partizipative Architektur und Beratungsprozess 
ein seltenes Beispiel für einen offeneren Ansatz beim Technologiedesign 
darstellen, brachten Interviews die Notwendigkeit zum Vorschein, 
ein breiteres Spektrum an Interessengruppen, insbesondere 
Vertreter*innen verschiedener zivilgesellschaftlicher Gruppen, 
effektiver einzubeziehen, darunter auch Organisationen und Gruppen, 
die sich für marginalisierte Gruppen einsetzen und von ihnen geleitet 
werden. Andernfalls wird die EUDI-Wallet in aller Wahrscheinlichkeit 
das Leben der Menschen auf unbeabsichtigte Weise beeinflussen, 
indem sie ungleiche Vor- und Nachteile bietet und die praktischen 
Bedürfnisse und alltäglichen Realitäten verschiedener Nutzergruppen und 
Interessengruppen, darunter Migrant*innen und anderer benachteiligter 
Bevölkerungsgruppen, nicht angeht.
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Fazit 

Fazit 

Aktuell müssen sich Migrant*innen, wie viele andere benachteiligte 
Gruppen, in einer bürokratischen Landschaft zurechtfinden, die 
mit bundesstaatlichen Komplexitäten, hohen Sprachbarrieren, 
unvorhersehbaren Verzögerungen und dem Risiko von Diskriminierung 
übersät ist. Theoretisch bietet eine digitale Identitätsbrieftasche ein 
bedeutendes Potenzial, die alltäglichen Erfahrungen von Migrant*innen 
mit fragmentierten Identitätssystemen zu verändern, indem der Zugriff 
auf grundlegende Rechte und Dienstleistungen gestrafft wird, denn sie 
verspricht schnellere Verfahren, mehr Sicherheit, geringere Kosten, mehr 
Inklusion und Gleichberechtigung.

Die Gestaltung und Umsetzung der nationalen EUDI-Wallet Deutschlands 
könnte vielen verschiedenen Interessengruppen, darunter auch 
benachteiligten Gruppen wie älteren Menschen, Menschen mit 
Behinderungen und Migrant*innen, wichtige Chancen bieten, ihre 
Perspektiven zu diesem technologischen Entwicklungsprozess beizutragen, 
wie es der partizipative Ansatz Deutschlands bei der Umsetzung vorsah. 
Die Digitalisierung der Bundesregierung und der Verwaltung muss jedoch 
die innewohnenden Spannungen zwischen Bemächtigung und Kontrolle 
bekämpfen, insbesondere wenn Digitalisierungsbemühungen sich mit 
den Realitäten der heutigen Migrationspolitik und globaler Grenzen 
überschneiden.

Technologische Lösungen an sich können keine Probleme beheben, die 
sich aus umfassenderen systemischen Barrieren und Ungleichheiten 
ergeben, die einschränken, wie Migrant*innen zu Innovationen wie 
der EUDI-Wallet beitragen und davon profitieren können.

Für den fortlaufenden Wandel des deutschen Identitäts-Ökosystems müssen 
die in diesem Bericht dargestellten Herausforderung als Ausgangspunkt 
betrachtet werden, sodass nicht nur bestehende Anforderungen und 
Verfahren digitalisiert werden, sondern auch Digitalisierung als Gelegenheit 
ergriffen wird, diese zugunsten aller Nutzenden, nicht nur benachteiligter 
Gruppen wie Migrant*innen, zu verbessern. Damit nicht-EU-Migrant*innen 
vollen Zugriff auf alle Funktionen der EUDI-Wallet haben, müssen sie 
einen elektronischen Ausweis besitzen, der von dem für die betreffende 
EUDI-Wallet zuständige EU-Mitgliedstaat ausgestellt wurde. Jegliches 
Hindernis beim Erwerb eines solchen Mittels birgt das Risiko, einige 
Menschen von der vollen Palette an potenziellen Vorteilen der EUDI-
Wallet auszuschließen. Für Individuen, die aus nicht-EU-Staaten kommen, 
einschließlich Arbeitsmigrant*innen, Zwangsvertriebene und irreguläre 
Migrant*innen, können diese Wege zur Inklusion unterschiedlich komplex 
sein, je nachdem, was ihre besondere Rechtsstellung und welches ihr 
Herkunftsland ist. Menschen ohne einen gültigen Reisepass oder sonstigen 
international anerkannten Identitätsnachweis stehen vor anderen 
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Fazit 

Barrieren als Menschen, die mit einem Arbeitsvisum in Deutschland 
ankommen. Doch in jedem Fall würde die Ausstellung der PID und anderer 
Zugangsdaten auf einen komplett anderen Nutzerverlauf beruhen als für 
Menschen deutscher Staatsangehörigkeit oder für Staatsbürger*innen 
anderer EU-Mitgliedstaaten, die die EUDI-Wallet ihrer entsprechenden 
EU-Herkunftsländer benutzen.

Für die Zukunft kann daher nicht genug betont werden, wie wichtig es 
ist, die Verflechtung von Ausweis-Anforderungen und allen Aspekten 
des Lebens zu berücksichtigen, und zu bedenken, dass Neuerungen und 
Änderungen in einem Bereich Auswirkungen auf andere Bereiche haben 
können, nicht zuletzt für diejenigen, die eine Anwendung wie die EUDI-
Wallet nicht nutzen können oder wollen. Wenn die EUDI-Wallet ein 
Grundstein der Modernisierung der Bundesregierung und des digitalen 
Wandels werden soll, muss gewährleistet werden, dass dieser Stein so stark 
und stabil wie möglich ist, sodass auch gewährleistet werden kann, dass der 
moderne deutsche Staat auch inklusiv und funktionsfähig ist.
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Empfehlungen 

Empfehlungen 

Dieser Bericht bietet Empfehlungen in drei Bereichen: die inklusive 
Gestaltung der EUDI-Wallet; die Digitalisierung von Migrations- und 
Asylverfahren; und die Schnittstelle zwischen Politik und digitale 
Identität und Digitalisierung. Diese Empfehlungen haben das Ziel, die 
erlebten Erfahrungen von Migrant*innen in die Umsetzung der eIDAS 2.0 
zu integrieren und gleichzeitig die Aufmerksamkeit auf umfassendere 
strukturelle Faktoren zu lenken, die ihre Beziehung zum Identitäts-
Ökosystem prägen.

Für die EUDI-Wallet

Erhöhen Sie die Akzeptanz und stärken Sie die Benutzererfahrung, 
indem Sie eine Vielfalt an Nutzerreisen und Anwendungsfällen 
berücksichtigen und darin investieren.

	· Passen Sie nutzerzentrierte Gestaltungsmethoden an, um unterschiedliche 
erlebte Erfahrungen zu berücksichtigen, einschließlich von Migrant*innen 
und anderen marginalisierten Gemeinschaften.

	· Entwickeln Sie sowohl allgemeine als auch sektorspezifische Strategien 
für die internationale Anerkennung und Nutzung digitaler Nachweise, 
darunter einen Vertrauensrahmen und gegenseitiges Einvernehmen für 
die Anerkennung und Integrierung ausländischer Nachweisaussteller 
in das entstehende EUDI-Ökosystem (z.B., dass man im Bildungswesen 
Studentenausweise, akademische Urkunden und andere akademische 
Qualifikationen einbezieht, auch von nicht-EU-Institutionen). 

	· Berücksichtigen Sie die Lücken in der Zugänglichkeit der EUDI-Wallet, die 
sich aus den Anforderungen der eID für die Ausstellung einer PID ergeben, 
und entwickeln Sie Strategien zu deren Minderung.

Erhöhen Sie die Akzeptanz und Nutzung, indem Sie das Verständnis 
durch die Erhöhung sprachlicher Inklusivität stärken.

	· Verwenden Sie verständliche und deutliche Sprache, um Rechte, Pflichten 
und Dienstleistungen zu erklären.

	· Stellen Sie alle Anwendungsrichtlinien und Informationen zu 
Migrantenrechten in verschiedenen Sprachen zur Verfügung, nicht nur 
Deutsch oder Englisch. 

	· Bieten Sie Unterstützung und berücksichtigen Sie dabei die Bedürfnisse 
unterschiedlicher Nutzergruppen in mehreren Formaten (z.B. 
Videoanleitungen, FAQ, Helpdesk) und Sprachen.
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Empfehlungen 

Erhöhen Sie die Vertrauenswürdigkeit, indem das Risiko auf 
„Oversharing“ reduziert wird.11

	· Stellen Sie klare Informationen zur Gestaltung, den Funktionen und 
den Risiken der EUDI-Wallet und einen Vergleich zu anderen digitalen 
Ausweismöglichkeiten zur Verfügung.

	· Verlangen Sie von vertrauenden Parteien, dass sie Registrierungszertifikate 
besitzen und in einem öffentlichen Register aufgeführt sind, wobei 
besonderes Augenmerk auf Einrichtungen zu legen ist, die auf Daten 
benachteiligter Gruppen wie Migrant*innen zugreifen.

	· Verwenden Sie klare visuelle Hinweise auf dem Wallet-Interface, zum 
Beispiel ein grünes Haken für autorisierte und ein rotes Kreuz für nicht 
autorisierte Datenanfragen, damit Nutzende besser verstehen können, bei 
welchen Dienstleistungen es angemessen ist, bestimmte Daten zu teilen.

Stärken Sie das Ökosystem, indem Sie sicherstellen, dass 
Innovationen im Bereich der digitalen Identität die Vernetzung von 
Ausweisverfahren über verschiedene Kontexte hinweg widerspiegeln.

	· Führen Sie ganzheitliche, fortlaufende Bewertungen durch, um 
unbeabsichtigte Folgen zu identifizieren und zu mindern, darunter auch 
für diejenigen, die sich gegen die Nutzung einer EUDI-Wallet entscheiden. 
Streben Sie eine einheitliche Benutzererfahrung über alle Anwendungsfälle 
und Benutzergruppen hinweg an, da unterschiedliche Regeln und Verfahren 
(z.B. für die Ausstellung von Zugangsdaten) die kognitive Belastung erhöhen 
und zu Frustrationen führen können.

Erhöhen Sie den „Wert“ der Wallet (und somit auch ihre 
Nutzung), indem sie in die Interoperabilität von Wallets und die 
Datenübertragbarkeit über das eIDAS-Ökosystem hinaus investieren.

	· Stellen Sie sicher, dass Nutzende ihre Zugangsdaten einfach und 
sicher erstellen können, und integrieren Sie verschiedene Wallets von 
verschiedenen Anbietern beziehungsweise Regierungen, auch über mehrere 
Geräte hinweg.

11	 Marsman et al., „How Does the EU „How Does the EU Digital Identity Wallet Change the Risk of Over-Sharing Data? A Dutch Digital Identity Wallet Change the Risk of Over-Sharing Data? A Dutch 
Perspective.”Perspective.”

https://ceur-ws.org/Vol-3737/paper41.pdf
https://ceur-ws.org/Vol-3737/paper41.pdf
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Empfehlungen 

Für Digitalisierungsbemühungen

Steigern Sie sowohl digitale Interaktionen als auch Kostenersparnisse, 
indem Sie auf bewährte Verfahren und Tools aufbauen, die von 
Migrant*innen bereits genutzt und geschätzt werden.

	· Beziehen sie benachteiligte Gruppen in die Gestaltung und Umsetzung der 
Technologie ein. Lassen Sie sich insbesondere von zivilgesellschaftlichen 
Organisationen beraten, die sich für Migrant*innen einsetzen und von 
ihnen geleitet werden, da sie in der Gemeinschaft die größte Reichweite 
haben und eine wesentliche Rolle bei der Unterstützung und Integration von 
Migrant*innen spielen. 

	· Gewährleisten Sie, dass Beratungs- und Teilnahmeverfahren für alle 
Interessengruppen zugänglich sind.

Investieren Sie in nutzerorientierte, rechtsbasierte und digital 
ausgerichtete öffentliche Dienstleistungen für Migrant*innen, um 
administrative Effizienz zu steigern.

	· Benutzen Sie digitale Tools, um administrative Belastungen zu mindern, 
insbesondere die wiederholte Einreichung von Unterlagen. Erstellen Sie 
zum Beispiel für Angelegenheiten, die mit dem Migrationsstatus zu tun 
haben, eine einzige Plattform für Terminvereinbarungen, Einreichung von 
Unterlagen und Statusverfolgung. 

	· Führen Sie Schulungen zur digitalen Kompetenz und zum Kapazitätsaufbau 
für Beamt*innen der öffentlichen Verwaltung durch, um sie auf zunehmend 
digitalisierte Verfahren vorzubereiten.

	· Während Sie in digital ausgerichtete öffentliche Dienstleistungen 
investieren, gewährleisten Sie weiterhin offline einfachen Zugang für 
diejenigen, die digitale Mittel nicht benutzen können oder möchten.

Verpflichten Sie sich zu einer verantwortungsvollen Verwendung von 
KI im öffentlichen und privaten Sektor gemäß dem EU-KI-Gesetz…

…um das Vertrauen in die Anwendung von KI seitens der Regierungen zu 
stärken. KI-Systeme sollten in sensiblen Bereichen wie Grenzkontrolle 
und Asyl (z.B. bei Sprach- und Dialektidentifizierung) als äußerst riskant 
betrachtet und strenger Aufsicht und Rechenschaftspflicht unterzogen, 
wenn nicht sogar vollständig vermieden werden.
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Für digitale Identität und Sozialpolitik

Bei den folgenden Empfehlungen geht es um die Realitäten einer 
spezifischen benachteiligten Gruppe, nämlich Migrant*innen, und ihre 
ungleichen Erfahrungen mit Anerkennung, Inklusion und Zugang, sodass 
gewährleistet wird, dass Bemühungen zum digitalen Ausweis bestehende 
Ungleichheiten verringern, anstatt sie zu befestigen, und um zu einem 
gerechteren und inklusiveren System für alle beizutragen.

Erhöhen Sie den Zugang zum deutschen Identitäts-Ökosystem, indem sie 
die Voraussetzungen verdeutlichen und die Bearbeitung von Unterlagen 
vereinheitlichen.

	· Etablieren Sie einheitliche, deutliche und öffentlich zugängliche Richtlinien, 
in denen Sie erläutern, welche Unterlagen für Aufenthalts-, Asyl- und 
Staatsbürgerschaftsanträge erforderlich sind und wie lange die Bearbeitung 
dieser voraussichtlich dauern wird.

	· Erstellen Sie deutliche und einheitliche Richtmaße für die Bearbeitung von 
Unterlagen, um die Verwirrung und Verwaltungsbelastung sowohl unter 
migrierenden Antragstellern wie auch Beamt*innen zu verringern. 

	· Identifizieren und beseitigen Sie unverhältnismäßig strenge 
Dokumentationsanforderungen, die das Leben und die Reise der Menschen 
nach Deutschland außer Acht lassen.12

Stärken Sie das Vertrauen in öffentliche Ämter und den deutschen 
Staat, indem Sie Datenschutz und Einwilligungsoptionen stärken.

	· Entwickeln Sie klare Protokolle, die von Beamt*innen und anderen 
Vertreter*innen von Exekutivagenturen verlangen, die Einwilligung aller 
Nutzenden beim Umgang mit ihren Unterlagen, Geräten oder Daten nach 
Aufklärung einzuholen, insbesondere von marginalisierten und benachteiligten 
Gruppen wie Asylbewerber*innen, um so Datenschutzstandards zu 
gewährleisten, die denen für Bürger*innen entsprechen. 

	· Wenn die Ausländerzentralkartei weiterhin als Basisregister für den 
administrativen Datenaustausch zu Migrant*innen verwendet wird, muss 
die Richtigkeit der Daten gewährleistet sein, Zugriff darauf auf bestimmte 
Zwecke eingeschränkt sein und die Aufsicht verstärkt werden. Alle 
Menschen müssen transparent darüber aufgeklärt werden, wer auf ihre 
Daten zugreift und wieso.13

12	 Beispielsweise sollten Individuen mit subsidiärem Schutzstatus nicht dazu verpflichtet sein, sich einen 
Reisepass ihres Herkunftslandes zu beschaffen (Passbeschaffungspflicht), um ihre Identität gegenüber 
deutschen Behörden nachzuweisen, insbesondere wenn diese Staaten für die Verfolgung verantwortlich 
sind, die zu ihrer Vertreibung geführt hat. Förderverein PRO ASYL, „Passbeschaffung im Aufenthaltsrecht: „Passbeschaffung im Aufenthaltsrecht: 
Rechtliche Verpflichtungen und Grenzen der Zumutbarkeit”Rechtliche Verpflichtungen und Grenzen der Zumutbarkeit”.

13	 Siehe Gesellschaft für Freiheitsrechte, „Stellungnahme der Gesellschaft für Freiheitsrechte e„Stellungnahme der Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V. zum .V. zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung von Datenübermittlungsvorschriften im Ausländer- und Sozialrecht Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung von Datenübermittlungsvorschriften im Ausländer- und Sozialrecht 
(DÜV-AnpassG)“(DÜV-AnpassG)“.

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/240314_B_PA_Passbeschaffung_Einzel_lang_A4.pdf
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/240314_B_PA_Passbeschaffung_Einzel_lang_A4.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/986094/730ae0f3ba05b07053fa9d126bfa8b78/20-4-375-I.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/986094/730ae0f3ba05b07053fa9d126bfa8b78/20-4-375-I.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/986094/730ae0f3ba05b07053fa9d126bfa8b78/20-4-375-I.pdf
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Stärken Sie Inklusion und Gleichberechtigung, indem Sie 
Maßnahmen zur Vorbeugung und Bekämpfung von Diskriminierung 
ergreifen und Digitalisierung zur Unterstützung von Feedback- und 
Beschwerdemechanismen einsetzen.

	· Führen Sie verbindliche Schulungen zu interkultureller Kompetenz und 
Sensibilität für Beamt*innen in der Basisverwaltung zur Verhinderung 
von diskriminierenden und willkürlichen Praktiken ein. Erweitern Sie die 
Befugnis bestehender Initiativen für Vielfalt und Antidiskriminierung, wie 
beispielsweise der LADG Ombudsstelle in Berlin, um die Zugänglichkeit für 
Migrant*innen, einschließlich Nicht-Deutschsprachiger, sicherzustellen.

	· Machen Sie auf verfügbare Ressourcen wie die AnDi App aufmerksam, um 
den Zugang zu verbessern. 

	· Stellen Sie zugängliche, mehrsprachige Informationen über die Rechte von 
Migrant*innen bereit, um ihnen zu helfen, sich gegen Misshandlung und 
Diskriminierung zu wehren.

	· Informieren Sie Asylbewerber*innen ausdrücklich über ihre Rechte auf 
Datenschutz bei Mobiltelefonen, um Übergriffe zu verhindern. Die Förderung 
des Bewusstseins für digitale Rechte schützt nicht nur die Würde, Autonomie 
und den Rechtsschutz, sondern treibt auch die inklusive Beteiligung an einer 
zunehmend digitalen Gesellschaft voran.

Stärken Sie die Akzeptanz durch eine Reform der Zugangs- und 
Anspruchsvoraussetzungen für (digitale) Dienstleistungen aus dem 
öffentlichen und privaten Sektor, um den Bedürfnissen aller gerecht zu 
werden, einschließlich, aber nicht nur, benachteiligter Migrant*innen.

	· Beseitigen Sie Dokumentationsanforderungen und Verwaltungsverfahren, 
die benachteiligte Gruppen unverhältnismäßig benachteiligen und sie 
daran hindern, grundlegende Rechte, Sozialleistungen und Chancen in 
Anspruch zu nehmen, womit ihr Risiko auf soziale Ausgrenzung erhöht 
wird. Beispiele hierfür sind die standardmäßige Anforderung, eine 
Anmeldung/Meldebescheinigung für den Zugriff auf (digitale) öffentliche 
und private Dienstleistungen vorzulegen, was diejenigen benachteiligt, 
die Schwierigkeiten dabei haben, eine sichere, vertraglich garantierte 
Unterkunft zu finden, sowie die derzeitige Praxis, Asylbewerber*innen 
bestimmten Wohngebieten zuzuweisen (Residenzpflicht, Wohnauflage), was 
ihre Bewegungsfreiheit stark einschränkt und sich negativ auf ihre Fähigkeit 
auswirkt, sich in aufnahmebereiten Gemeinden niederzulassen. 

https://www.berlin.de/sen/lads/recht/ladg/ombudsstelle/
https://www.diskriminierung-berlin.de/aktuelles/andi-die-berliner-antidiskriminierungs-app


Die EUDI-Wallet in Deutschland: Digitale Transformation als Chance für Migrant*innen 33

Empfehlungen 

	· Gewährleisten Sie, dass alle, einschließlich Bürger*innen ohne 
Krankenversicherung, Asylbewerber*innen und Migrant*innen 
ohne Ausweispapiere14, gleichen und sicheren Zugang zur 
Gesundheitsversorgung15 haben und auf digitale Gesundheitsleistungen 
Zugriff haben, wenn sie es wünschen. 

	· Gewährleisten Sie den diskriminierungsfreien Zugriff auf bargeldlose 
Zahlungsvorgänge und andere digitale Finanzdienstleistungen, indem 
Sie gewährleisten, dass alle Zugriff auf ein Basiskonto und einer EC-Karte 
ohne Auszahlungslimit oder anderweitigen Einschränkungen16 haben, 
einschließlich Menschen, die Obdachlosigkeit erleben, und unabhängig von 
deren Migrationsstatus.17

14	 Für die Nutzung von Gutscheinen für Menschen ohne Krankenversicherung siehe Stötzler und Kaifie, 
„Healthcare for Individuals without Health Insurance in Germany„Healthcare for Individuals without Health Insurance in Germany”.

15	 Gesellschaft für Freiheitsrechte, Ohne Angst zum ArztOhne Angst zum Arzt. 
16	 Wenn Bezahlkarten benutzt werden, müssen Daten und finanzielle Eigenständigkeit geschützt werden, 

sodass deren freie Nutzung für Zahlungen, Abhebungen und Überweisungen ohne Einschränkung oder 
Überwachung gewährleistet ist. Dieses Konzept wurde im Rahmen des SocialCard-Projekts in Hannover 
ausgetestet.

17	 Laut der Zahlungskonto-Identitätsprüfungsverordnung (ZIdPrüfV) können Banken einen Ankunftsnachweis 
oder eine Duldung annehmen, um die Identität einer Person zwecks des Abschlusses eines Zahlungskontos 
zu prüfen. 

https://doi.org/10.1186/s12939-023-01930-6
https://gleichbehandeln.de/wp-content/uploads/2021/05/210504_RZ_GFF_Studie_Recht-auf-Gesundheit_screen_DS.pdf
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